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Bonn, den 26. November 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Veranlagungsverfahren und Berichtigung von Steuerbescheiden 


Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/724 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich diese 
Fragen wie folgt: 

Zu Frage 1 

Rechtsgrundlage für die vorläufige Steuerfestset- 
zung bildet § 100 der Reichsabgabenordnung (AO). 

Nach Absatz 1 dieser Vorschrift kann das Finanzamt 
die Steuer vorläufig festsetzen, wenn ungewiß ist, 
ob die Voraussetzungen für die Entstehung der 
Steuerschuld eingetreten sind. Schwierigkeiten bei 
der Anwendung dieser Bestimmung sind — soweit 
den obersten Finanzbehörden des Bundes und der 
Länder bekannt — bisher nicht aufgetreten. 

§ 100 Abs. 2 AO ermöglicht ferner eine vorläufige 
Steuerfestsetzung, wenn der Steuerpflichtige der Be- 
triebsprüfung unterliegt oder wenn das Finanzamt 
die abgegebene Steuererklärung unverändert der 
Steuerfestsetzung zugrunde legt. Absatz 2 hat diese 
Fassung durch das Realsteuereinführungsgesetz vom 
1. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 961, 968) und 
das Gesetz zur Neuordnung von Steuern vom 16. 
Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 373) erhalten. 
Durch die Änderung im Jahre 1936 sollte klarge- 
stellt werden, daß bei allen Steuerpflichtigen, die 
der Betriebsprüfung unterliegen (§ 162 Abs. 9 und 
10 und § 193 AO), ohne weitere Voraussetzung die 
Steuer vorläufig festgesetzt werden kann. Durch das 
Gesetz von 1954 sollte darüber hinaus den Finanz- 
ämtern die Möglichkeit gegeben werden, in noch 
größerem Umfang zur vorläufigen Steuerfestsetzung 
überzugehen und damit das Veranlagungsverfahren 
zu beschleunigen (vgl. dazu die amtliche Begrün- 
dung des Gesetzentwurfs und den Schriftlichen Be- 
richt des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
— Drucksachen 481, 961 der 2. Wahlperiode), 

Durch übereinstimmende Erlasse der obersten Fi- 
nanzbehörden der Länder sind die Finanzämter zur 
Beseitigung von vereinzelt aufgetretenen Zweifeln 
kürzlich darauf hingewiesen worden, daß bei Vorlie- 
gen der gesetzlichen Voraussetzungen des § 100 


Abs. 2 AO vorläufige Steuerfestsetzungen grund- 
sätzlich allgemein zulässig sind. Die Erlasse enthal- 
ten ferner Anweisungen darüber, wann nach gelten- 
dem Recht vorläufige Steuerfestsetzungen durch 
endgültige zu ersetzen sind. 

Die Änderung endgültiger Steuerbescheide ist in §§ 
92 bis 94, §§ 218, 222 ff. AO und §§ 4, 5 des Steuer- 
anpassungsgesetzes geregelt. Bei der Gestaltung der 
Berichtigung rechtskräftiger Steuerbescheide ist ein 
Ausgleich zwischen den widerstreitenden Interes- 
sen, nämlich der Richtigkeit und Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung einerseits und der Rechtskraft und dem 
Vertrauensschutz andererseits zu finden. Im Gegen- 
satz zum allgemeinen Verwaltungsrecht, bei dem in- 
soweit eine Kodifikation noch völlig fehlt, ist dieser 
Widerstreit im Steuerrecht durch die obengenannten 
Vorschriften gelöst. Im ganzen gesehen haben sich 
aus der Anwendung dieser Vorschriften keine un- 
überwindlichen. Schwierigkeiten ergeben. Der Bun- 
desregierung ist bekannt, daß zwar hinsichtlich der 
Auslegung des § 222 AO Meinungsverschiedenhei- 
ten bestehen. Die Bundesregierung bemüht sich ge- 
genwärtig, eine Klärung der aufgetretenen Zweifel 
durch den Bundesfinanzhof herbeizuführen. Ferner 
wird erwogen, ob den rechtspolitischen Forderungen 
nach einer anderen Interessenabwägung durch eine 
Gesetzesänderung Rechnung getragen werden soll. 

Zu Frage 2 

Die Bundesregierung ist, wie sie bereits wiederholt 
betont hat, seit jeher darum bemüht, das Besteue- 
rungsverfahren zu modernisieren und zu vereinfa- 
chen, soweit die Gerechtigkeit und die Gleichmäßig- 
keit der Besteuerung dadurch nicht beeinträchtigt 
werden (vgl. u. a. Drucksache 1659 der 3. Wahlpe- 
riode). Zu diesem Zweck werden seit einiger Zeit 
gemeinsam mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder Versuche über den Einsatz moderner Ma- 
schinen im Veranlagungs- und Erhebungsverfahren 
und über eine Selbstberechnung der Steuern durch- 
geführt (vgl. Drucksachen 1659 der 3. Wahlperiode 
und IV/432). 
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Kernstück der Vorschläge des Bundes Deutscher 
Steuerbeamten war zunächst die Einführung der 
Selbstberechnung, hilfsweise die generelle vorläu- 
fige Steuerfestsetzung. Der Bund Deutscher Steuer- 
beamten hat es nunmehr im Schreiben vom 1. Au- 
gust 1962, das auch allen Bundestagsfraktionen zu- 
gegangen ist, im Hinblick auf die Bedenken, die 
gegen die Selbstberechnung geltend gemacht wer- 
den, für tunlich erachtet, Verfahrensänderungen 
stufenweise durchzuführen, und angeregt, zunächst 
den Hilfsvorschlag der generellen vorläufigen Steu- 
erfestsetzung zu verwirklichen. Hierzu bedarf es, 
wie oben zu Frage 1 dargelegt, keiner Gesetzes- 
änderung. Die erforderliche Rechtsgrundlage wurde 
bereits durch die Erweiterung des § 100 Abs. 2 AO 
im Jahre 1954 geschaffen. Die Finanzämter machen 
von der Möglichkeit der vorläufigen Steuerfest- 
setzung Gebrauch, soweit dies zur Vermeidung von 
Doppelarbeit bei der Steuerfestsetzung zweckdien- 
lich ist. Sämtliche Steuerfestsetzungen entsprechend 
dem Vorschlag des Bundes Deutscher Steuerbeam- 
ten zunächst für vorläufig zu erklären, würde ge- 
genüber dem bisherigen Verfahren keinen Fort- 
schritt bedeuten. Eine vorläufige Festsetzung der 
Steuer führt nur in den Fällen zu einer Verein- 
fachung, in denen später durch eine Betriebsprüfung 
die Besteuerungsgrundlagen an Ort und Stelle er- 
mittelt werden. In den übrigen Fällen wird die 
Steuerfestsetzung heute unmittelbar nach der Über- 
prüfung der Steuererklärung im allgemeinen end- 
gültig abgeschlossen. Hier zunächst vorläufig zu 
veranlagen, würde für die Finanzämter eine unnö- 
tige Mehrbelastung bedeuten und die Steuerpflich- 
tigen länger als bisher über die endgültige Höhe 
ihrer Steuerschuld im Ungewissen lassen. Die Un- 
tersuchungen haben ergeben, daß sich unter Be- 
rücksichtigung dieser Gesichtspunkte höchstens 
50 v. H. der Steuerfälle für eine vorläufige Steuer- 
festsetzung eignen. 

Zu den vom Bund Deutscher Steuerbeamten zur 
Ergänzung der allgemeinen vorläufigen Steuerfest- 
setzung unterbreiteten weiteren Vorschlägen ist fol- 
gendes zu bemerken: 

Eine nicht verlängerbare Frist zur Abgabe der Steu- 
ererklärungen dürfte den Angehörigen der steuer- 
beratenden Berufe erhebliche Schwierigkeiten be- 
reiten. Eine allgemeine Verzinsung würde eine 
große Arbeitsvermehrung für die Verwaltung be- 
deuten und sich überdies für viele Steuerpflichtige 
nachteilig auswirken. Soweit eine Verzinsung ver- 


tretbar erschien, ist sie bereits durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 981) 
eingeführt worden. 

Die endgültige Veranlagung durch den Betriebsprü- 
fer vornehmen zu lassen, wie der Bund Deutscher 
Steuerbeamten vorschlägt, ist nicht bedenkenfrei. 
Viele Steuerpflichtige empfinden es als Rechtswohl- 
tat, daß der Betriebsprüfer, der die Ermittlungen 
vornimmt, die Steuer nicht selbst festsetzt, sondern 
daß seine Ergebnisse und Vorschläge durch Dritte 
(Veranlagungsstelle) nochmals kritisch gewürdigt 
werden. 

Eine dreijährige sog. Berechnungs- oder Festset- 
zungsverjährung könnte eingeführt werden, wenn 
sichergestellt wäre, daß innerhalb dieser Frist Be- 
triebsprüfungen in dem erforderlichen Umfang vor- 
genommen werden könnten. Die Verwirklichung 
dieses Vorschlages scheitert jedoch an dem allge- 
mein bekannten Personalmangel, insbesondere an 
dem Fehlen der erforderlichen Anzahl qualifizierter 
Betriebsprüfer. 


Zu Frage 3 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das allgemeine 
Steuerrecht neu zu kodifizieren. Zur Vorbereitung 
dienen u. a. die oben angeführten Versuche zur 
Verbesserung des Besteuerungsverfahrens. Soweit 
Änderungen vor Abschluß dieser Versuche zweck- 
dienlich sind, wird die Bundesregierung mit der Um- 
gestaltung der Neufassung wesentlicher Teilbereiche 
fortfahren. Dabei werden selbstverständlich auch die 
Vorschriften über die Veranlagung, die Betriebs- 
prüfung und die Änderung von Steuerbescheiden in 
die Überprüfung einbezogen. Allerdings muß ver- 
mieden werden, daß das Verfahrensrecht kurzfristig 
wiederholt geändert wird. 


Zu Frage 4 

Der gegenwärtige Stand der Versuche über die 
Selbstberechnung, über die die Bundesregierung be- 
reits berichtet hat (vgl. Drucksache IV/432), läßt 
noch keine abschließende Stellungnahme zu. Die 
Versuche wurden daher auch für die Steuerveran- 
lagung 1961 fortgesetzt. 

Dr. Starke 
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